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Magdeburg, 15.10.01

Sachsen-Anhalt






00-00-65 ha-gö

N I E D E R S C H R I F T

über die 21. Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt am Mittwoch, dem 26.09.2001 in der Landesgeschäftsstelle, Sternstr. 3, 39104 Magdeburg

Beginn:

10.12 Uhr


Ende:


13.30 Uhr

Anwesend:

a) Mitglieder:

Frau Schumann (Vorsitzende)
Kämmerin Stadt Naumburg

Herr Eisermann 


Kämmereiamtsleiter Landeshauptstadt Magdeburg 

Frau Gabriel



Bürgermeisterin Stadt Halbstadt

Frau Grube 



Bürgermeisterin Gemeinde Tornitz

Frau Hiob 



Kämmereiamtsleiterin VG Elster-Seyda-Klöden

Frau Lucas 



Verwaltungsamtsleiterin VG Südharz

Frau Nußbeck



Stellvertretende Bürgermeisterin Stadt Roßlau

Frau Stettler 



Finanzdezernentin Lutherstadt Eisleben 

Frau Wendler 



Kämmereiamtsleiterin Stadt Haldensleben

b) Gäste:

Frau Hochgräfe


Kämmerin VG Elbe-Saale-Winkel

Frau Schwiertz


Kämmereiamtsleiterin VG Kläden

Herr Willecke



Abteilungsleiter Rechtsamt Stadt Halle

Herr Karls



Ministerium des Inneren des Landes Sachsen-Anhalt 

(zu TOP 5)

c) von der Landesgeschäftsstelle:

Referent Liebenehm 


(bis TOP 2)

Referentin Hanisch

Es fehlen: 

Herr Frank 



Bürgermeister Gemeinde Neutz-Lettewitz 

Herr Groeneveld 


Verwaltungsamtsleiter VG Beetzendorf (entschuldigt)

Herr Kessing 



Beigeordneter für Finanzen Stadt Dessau (entschuldigt)

Herr Koch 



Beigeordneter für Finanzen Stadt Halle (entschuldigt)

Herr Rosenbaum


Stadtrat Stadt Gommern (entschuldigt)

Frau Schlüsselburg 


Verwaltungsamtsleiterin VG Kläden

Tagesordnung:

1. Genehmigung der Niederschrift über die 20. Sitzung am 25.04.2001

2. Haushalt des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt 2002

3. Kommunalfinanzen 2002
a) Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2002
b) Kennzahlen und deren Aussagewerte

4. Gemeindefinanzreform/Gewerbesteuerreform

5. Runderlass (Entwurf) zu Kreditaufnahmen und Sicherheitsbestellungen durch Kommunen

6. Mitteilungen, Anfragen und Anregungen

Begrüßung:

Frau Schumann begrüßt die Ausschussmitglieder. Frau Hanisch entschuldigt vier Mitglieder, die ihre Teilnahme abgesagt haben und Herrn Landesgeschäftsführer Dr. Kregel, der wegen wichtiger Anhörungen im Landtag nicht an der Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses teilnehmen kann.

TOP 1: Genehmigung der Niederschrift über die 20. Sitzung am 25.04.01

Die Niederschrift über die 20. Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses am 25.04.01 wird einstimmig genehmigt.

TOP 2: Haushalt des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt 2002

Frau Schumann führt unter Hinweis auf den mit Schreiben vom 11.09.01 übersandten Vorbericht in die Tagesordnung ein und bittet um Wortbeiträge. Herr Eisermann spricht sich für die im Vorbericht und im Beschlussvorschlag vorgeschlagene Erhöhung der Verbandsumlage aus. Als Grundbetrag wäre ihm statt 76,69 Euro ein glatter Eurobetrag (80) lieber. Im Übrigen hielte er es für besser, wenn hinter dem Komma nur 2 Stellen ausgewiesen werden würden. Ab 2002 müssten wir alle in Euro rechnen und denken. Es sei auch nicht mehr erforderlich, Vergleichszahlen in Klammern in DM anzugeben. Die Erhöhung sollte nicht gleich für die nächsten drei Jahre beschlossen werden, weil z.Zt. nicht absehbar sei, welche Kostenentwicklung es geben werde.

Frau Lucas erkundigt sich danach, ob alle Einsparmöglichkeiten im Bereich Post- und Fernmeldegebühren überprüft worden seien, ob insbesondere Angebote von privaten Anbietern eingeholt worden seien. Dazu erklärt Herr Liebenehm, dass es keine privaten Anbieter gäbe, die landesweit agierten. Der SGSA müsse aber landesweit und flächendeckend alle Kommunen bedienen. 

Frau Schumann fragt, ob Angebote privater Anbieter im Bereich der Telekommunikation eingeholt worden seien. 

Herr Liebenehm erklärt zum Beitrag von Herrn Eisermann, dass es Tradition im Präsidium sei, „krumme Beträge“ auszuweisen. Im Übrigen sei die Erhöhung der Verbandsumlage in der dargestellten Höhe wegen der Erhöhung der Beiträge an den kommunalen Versorgungsverband bereits beschlossen worden. Eine Telefonkosteneinsparung habe bereits in der Vergangenheit erreicht werden können. Marktpreise seien verglichen worden, der SGSA sei dem Rahmenvertrag mit der Telekom beigetreten. Die Portokosten – außerhalb des KNSA-Turnus – seien schlecht zu beeinflussen. Der Bedarf sei auch durch die Gebiets- und Funktionalreform größer geworden. Solange nicht die Mitglieder flächendeckend über den Komsanet-Anschluss verfügten bzw. ihn nicht nutzten, müsste eine Portokostensteigerung hingenommen werden.

Frau Gabriel hält es für schwierig, der Erhöhung der Verbandsumlage zuzustimmen, weil Kommunen die Kostensteigerung nicht weitergeben könnten.

Frau Wendler fragt nach der Jahresrechnung des SGSA. Herr Liebenehm verteilt eine Vermögensübersicht zum 31.12.00. Auf Nachfrage von Frau Wendler antwortet Herr Liebenehm, dass sich die freie Rücklage in den nächsten Jahren gegen null entwickeln werde.

Frau Schumann spricht die Erhöhungen der Verbandsumlage der letzten Jahre an und meint, die Kostensteigerung sei für die Mitgliedsgemeinden des SGSA sehr schmerzhaft. Einsparungen hält sie z.B. bei der Ausstattung (s. Haushaltsstelle 2.520) für möglich. Eine Erhöhung um 2 bis 3 Pfennig sei sehr hoch. Herr Liebenehm betont noch einmal, dass die Steigerung nur durch die Beitragssteigerung des kommunalen Versorgungsverbandes begründet sei. 

Frau Hochgräfe spricht die sinkende Einwohnerzahl im Land Sachsen-Anhalt an. Deshalb müsse sich die Verbandsumlage in DM/Einwohner zwangsläufig erhöhen.

Frau Gabriel schlägt vor, die Steigerung für die Jahre 2003 und 2004 nicht zu beschließen. Frau Hiob schlägt vor, den Grundbetrag auf 80 Euro festzulegen. 

Frau Hanisch formuliert mit Zustimmung der Ausschussmitglieder den Beschlussvorschlag wie folgt neu:

Beschlussvorschlag:

1. 
Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt dem Präsidium, der Kreisvorstandskonferenz die Feststellung des Haushaltsplanes mit Stellenplan für das Haushaltsjahr 2002 gemäß § 7 Abs. 2 der Verbandssatzung vorzuschlagen. 

2.
Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt dem Präsidium, der Kreisvorstandskonferenz folgende Festsetzung der Verbandsumlage für das Haushaltsjahr 2002 vorzuschlagen:

2.1 
für Gemeinden:

2.1.1 
Grundbetrag 2002 
80,00 € 




2.1.2 
einwohnerbezogener Betrag je EW





Haushaltsjahr 2002
0,37 €

2.2 
für Verwaltungsgemeinschaften / Trägergemeinden von 
Verwaltungsgemeinschaften

2.2.1 
Grundbetrag 2002
260,00 €






2.2.2
einwohnerbezogener Betrag je EW der Verwaltungsgemeinschaft 

         Haushaltsjahr 2002
0,37 €


Mitgliedsgemeinden von Verwaltungsgemeinschaften zahlen den einwohnerbezogenen Betrag nicht, sofern die Verwaltungsgemeinschaft ebenfalls Mitglied des SGSA ist. Der Grundbetrag gemäß Ziff. 2.1.1 entfällt, wenn die Mitgliedsgemeinde schriftlich auf den unmittelbaren Bezug der Kommunalnachrichten Sachsen-Anhalt (Informationsservice) verzichtet. 

Für  die Haushaltsjahre 2003 und 2004 wird jetzt noch keín Vorschlag unterbreitet.

Frau Schumann lässt über den geänderten Beschlussvorschlag abstimmen. 

Abstimmungsergebnis:
8 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme

TOP 3: Kommunalfinanzen 2002

a) Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2002 

Unter Bezug auf die Unterlagen, die dem Haushalts- und Finanzausschuss mit der Einladung bzw. mit Schreiben v. 18.07.01 übersandt worden sind, stellt Frau Hanisch die geplanten Eingriffe in die Kommunalfinanzen vor. Sie spricht insbesondere die geplante Änderung des § 14 FAG an. Ab 2002 sollen die IfG-Mittel i.H.v. 441,5 Mio. DM nicht mehr in der bisherigen Form an die Kommunen gezahlt werden. Diese Bundesmittel sollen der FAG-Masse zugeschlagen werden. In einem zweiten Schritt soll dann aber die prozentuale Beteiligung der Kommunen an den Bundesergänzungszuweisungen Sonderbedarf (§ 3 Abs. 2 S. 1 Nr. 5 FAG) von 37 auf 26,25% gesenkt werden. Außerdem soll ein erheblicher Teil dieser Mittel investiv gebunden werden (zunächst im Jahr 2002 15%, 48% im Jahr 2005). Frau Hanisch geht ferner auf die interkommunale Verteilung der vorgesehenen Kürzungen bzw. die unterschiedliche Belastung der einzelnen Kommunalgruppen (Landkreise, kreisfreien Städte, kreisangehörige Gemeinden) an den Kürzungen ein. Die unterschiedliche Belastung ergäbe sich daraus, dass die kreisangehörigen Gemeinden an den IfG-Mitteln zu 65% beteiligt sind, an den FAG-Mitteln dagegen nur zu 43%. Dagegen erhalten die Landkreise von den FAG-Mitteln 30%, während sie an den IfG-Mitteln nur zu 10% beteiligt werden. Wenn das Haushaltsbegleitgesetz wie im Entwurf vorgesehen verabschiedet werde, würden die kreisangehörigen Gemeinden nicht nur landesdurchschnittlich stärker durch die Kürzungen belastet werden als die anderen Kommunalgruppen. Darüber hinaus käme es zu einer unterschiedlichen Belastung innerhalb der kreisangehörigen Gemeinden. Nach ersten Modellrechnungen werde es Kommunen geben, deren Beteiligungsquote an allgemeinen und investiven Zuweisungen nach FAG im Jahr 2002 nur geringfügig unter 50% betrage und solche, deren Beteiligungsquote bei ungefähr 92% liege – jeweils gemessen an dem, was die Kommunen erhielten, wenn das FAG nicht geändert werden würde. Die meisten Kommunen würden bei einer Quote zwischen 80 und 90% liegen. 

Frau Schumann prognostiziert, dass die Haushaltspläne in den meisten Gemeinden nicht mehr ausgeglichen werden können. 

Aus dem Kreis der Ausschussmitglieder wird das Thema „Fördermittelcontrolling“ angesprochen. Insbesondere wird die Frage aufgeworfen, ob Möglichkeiten bestehen, Kürzungen in Fachförderprogrammen vorzunehmen. Frau Hanisch erklärt, dass dieses Thema seit Jahren immer wieder mit dem Finanzministerium erörtert werde. Das Finanzministerium gehe sich im Ergebnis nicht in der Lage, ein Fördermittelcontrolling zu betreiben, das transparente und eindeutige Erkenntnisse darüber gibt, ob und in welchen Programmen Einsparungen möglich seien. Frau Hanisch erwähnt in diesem Zusammenhang den Brief des Präsidenten des SGSA an Herrn Ministerpräsident Dr. Höppner v. 17.08.01, in dem insbesondere darum gebeten wird, die Kommunen an den guten Ergebnissen der Verhandlungen zum Solidarpakt II zu beteiligen. In diesem Schreiben wird ferner das Gutachten des Deutschen Instituts für Urbanistik (Difu) angesprochen, aus dem sich ergibt, dass der kommunale Investitionsbedarf im Osten fast doppelt so hoch ist wie im Westen. Frau Hanisch informiert den Ausschuss darüber, dass dieses Schreiben leider nicht von Herrn Ministerpräsident Dr. Höppner beantwortet worden ist sondern von Herrn Finanzminister Gerhards. Dieser habe auf die Argumentation des SGSA nicht reagiert sondern wieder seine bekannte These vertreten, den Kommunen in Sachsen-Anhalt ginge es besser als den Kommunen in anderen Bundesländern.

Frau Nußbeck bringt zum Ausdruck, dass die Öffentlichkeit bisher nicht mobilisiert werden konnte. Das Interesse der Bürger daran, warum die Kommunen sparen müssten und dass das Land die Ursachen setze, sei nicht groß. Es müsste gelingen, die Landtagsabgeordneten landesweit und vor Ort für die Interessen der Kommunen zu mobilisieren. Die IHK habe die negativen Auswirkungen der Kürzungen der Kommunalfinanzen auf die Wirtschaft erkannt.

Herr Eisermann bringt die Hoffnung zum Ausdruck, dass der Landtag die vom Kabinett beschlossenen Kürzungen der Kommunalfinanzen nicht vollumfänglich beschließen werde. Dass der Verwaltungsaufwand bei den IfG-Mitteln in Zukunft nicht mehr so groß sein werde, werde von ihm begrüßt.

Frau Grube ruft dazu auf, dass die Gemeinden vor Ort aktiver werden und den Bürgern und den Landtagsabgeordneten ihre Probleme schildern. 

Frau Schumann fasst die Diskussion im Ausschuss zusammen. Der Haushalts- und Finanzausschuss bittet das Präsidium, sich weiter vehement dafür einzusetzen, dass die FAG-Masse inklusive IfG-Mittel erhalten bleibt und dass die Kürzungen abgewendet werden. Die Mitglieder des Haushalts- und Finanzausschusses werden weiterhin in ihren Gemeinden für die Abwendung der Kürzungen kämpfen und Landtagsabgeordnete, Bürger und Presse informieren und sensibilisieren. 

b) Kennzahlen und deren Aussagewerte

Frau Hanisch erklärt, dass der Tagesordnungspunkt auf Wunsch von Frau Nußbeck erneut aufgenommen worden sei. Die in der letzten Sitzung erbetenen Rückmeldungen anderer Kommunen zu konkreten Kennzahlen sind in der Landesgeschäftsstelle nicht eingegangen. Herr Eisermann vertritt – wie bereits in vergangenen Sitzungen – die Auffassung, dass es nicht sinnvoll ist, im ganz unterschiedlich zusammengesetzten Kreis des Haushalts- und Finanzausschusses Kennzahlen der Gemeinden zu vergleichen. 

Im Ausschuss besteht Einvernehmen darüber, das Thema in dieser allgemeinen Form nicht weiter zu behandeln. 

TOP 4: Gemeindefinanzreform/Gewerbesteuerreform

Frau Schumann spricht die Mindereinnahmen bei der Gewerbesteuer an, die in letzter Zeit fast landes- und bundesweit zu verzeichnen seien. Frau Gabriel erklärt, dass es sich bei dem Rückgang nicht um Einnahmeverluste aufgrund der Steuerreform handele. 

Frau Hanisch informiert den Ausschuss darüber, dass das Präsidium sich in seiner Sitzung am 13.08.01 mit dem Thema und insbesondere mit dem Konzept des BDI zur verfassungskonformen Reform der Gewerbesteuer – das dem Haushalts- und Finanzausschuss vorliegt – befasst habe. Das Präsidium habe keinen Beschluss zu dem BDI-Papier gefasst, sondern sei dafür eingetreten, die Bundesverbände (DST und DStGB) zu bitten, Eckpunkte für eine Gemeindefinanzreform zu formulieren. Diese Bitte ist inzwischen an die Kommunalen Spitzenverbände auf Bundesebene gerichtet worden. 

Frau Hanisch stellt die vorliegenden Daten zur Entwicklung der Gewerbesteuer in Sachsen-Anhalt vor. Insbesondere spricht sie den Vergleich des ersten Quartals 2000 mit dem ersten Quartal 2001 an und kommt zu dem Ergebnis, dass landesweit ein enormer Rückgang zu verzeichnen ist. Ein einheitlicher Trend in allen Gemeinden sei aber nicht zu erkennen. Sie spricht ferner das Schreiben des SGSA an Herrn Finanzminister Gerhards vom 12.09.01 an, in dem dieser gebeten werde, sich für eine Absenkung der Gewerbesteuerumlage einzusetzen. Frau Schumann kommt noch einmal auf das BDI-Papier zurück und bringt in diesem Zusammenhang zum Ausdruck, dass es ein sinnvoller Ansatz sei, freie Berufe mit in die Steuerpflicht einzubeziehen. Auch Frau Nußbeck ist der Auffassung, dass das BDI-Papier interessante Ansätze enthalte.

TOP 5: Runderlass (Entwurf) zu Kreditaufnahmen und Sicherheitsbestellungen durch Kommunen

Frau Schumann begrüßt Herrn Karls vom Ministerium des Innern des Landes Sachsen-Anhalt (MI LSA) und bittet ihn, den Inhalt des Runderlasses und die Gründe vorzustellen. 

Herr Karls informiert zunächst darüber, dass die Runderlasse seit dem Jahr 1992 zu Kreditaufnahmen, Patronatserklärungen u.s.w. inzwischen außer Kraft getreten seien. Der vorliegende Erlassentwurf solle sich an die Kommunalaufsichtsbehörden richten und werde nachrichtlich den Gemeinden zur Information gegeben. Der ca. 2 – 3 Jahre alte Runderlass zu Derivaten (redaktioneller Hinweis: Runderlass des MI LSA v. 28.09.99, Az: 32.14-10245/1, veröffentlicht im MBl. 1999, S. 1593) gelte weiter. Herr Karls geht danach im Einzelnen auf die Stellungnahme des SGSA v. 10.08.01 ein, die den Ausschussmitgliedern vorliegt. Zu I 1.1.1 des Erlassentwurfs erklärte er, dass Straßenausbaubeiträge erhoben werden müssten und verwies auf die Grundsätze der Einnahmebeschaffung nach § 91 GO LSA. Die Kommunalaufsichtsbehörden sollten darauf achten, dass alle Einnahmequellen ausgeschöpft werden. Zu 1.1.2 verweist Herr Karls auf zurückhaltende Kommentierungen und auf riesige Probleme, die Haushalte auszugleichen. Zur Stellungnahme des SGSA zum zweiten Absatz der Nr. 1.1.4 weist Herr Karls auf das Wort „gegebenenfalls“ im Erlassentwurf hin. Zur Stellungnahme zu 1.1.2 erklärt er, dass das MI LSA bei seiner Fassung bleiben wolle. Klar sei, dass das was gefordert werde, im Gemeindehaushalt nicht darstellbar sei. Herr Karls erwähnt in diesem Zusammenhang, dass mittelfristig die Doppik eingeführt werden würde. Zu 1.3 führt Herr Karls aus, dass die gesamte Formulierung gestrichen werde. Zu 1.4 erläutert Herr Karls, dass dahinter das Prinzip der dauerhaften Leistungsfähigkeit (§ 100 Abs. 2 GO LSA) stecke. Zum zweiten Absatz der Stellungnahme weist er darauf hin, dass die Prüfung der Kreditermächtigungsgenehmigung zur Aufgabe der Kommunalaufsichtsbehörden gehöre. Den Ausführungen des SGSA zu 2.2 stimme das MI LSA zu. 

Zu dem in der Stellungnahme zu III angesprochenen Themenkomplex weist Herr Karls auf das Leasing-Handbuch für die öffentliche Hand von Dr. Michael Kroll (Herausgeber), Nachschlagewerk für die tägliche Praxis, 7. Auflage, Ausgabe 2001, hin. Zu IV nimmt Herr Karls Bezug auf ein Urteil des VG Magdeburg und verspricht, dass der Runderlass um den wesentlichen Inhalt des Urteils ergänzt werde. Zur Notifizierungspflicht könne das MI nichts sagen, weil das MW zuständig sei. Die Abstimmung mit dem MW laufe, über diesen internen Prozess wolle er jetzt nichts sagen. Eine Konkretisierung des Runderlasses zur Notifizierungspflicht werde erfolgen. 

Nachdem Frau Schumann Herrn Karls verabschiedet hat, weil seitens der Ausschussmitglieder keine Fragen mehr bestehen, bringt Frau Hanisch die Hoffnung zum Ausdruck, dass die Fragen der Gemeinden zu dem Runderlass bzw. die Probleme mit dem Erlassentwurf wirklich geklärt seien. Im Vorfeld habe sie aufgrund der Rückmeldungen der Ausschussmitglieder größere Probleme erwartet, die sie auch in der Stellungnahme zum Ausdruck gebracht habe. Die Zurückhaltung der Ausschussmitglieder in der heutigen Sitzung deute eher darauf hin, dass die Probleme doch nicht so groß seien.

TOP 6: Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 

Frau Hanisch informiert über ein Schreiben der WIBERA Düsseldorf v. 30.08.01. Mit diesem Schreiben werden ein Handbuch zur Kostenrechnung/internen Leistungsverrechnung vorgestellt und den Kommunen angeboten. Frau Hanisch weist darauf hin, dass bei Interesse die Möglichkeit besteht, mit der WIBERA über den Themenkomplex des Aufbaus einer Kostenrechnung und interner Leistungsverrechnung zu diskutieren, dass es aber auch viele andere Anbieter gäbe, die sich der Thematik widmeten. 

Anfragen werden nicht gestellt, Anregungen werden nicht gegeben.

gez. Schumann





gez. Hanisch

Vorsitzende






Protokollführerin
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